
Satzung der Fachhochschule Lübeck 
über fachübergreifende Bestimmungen 
für das Prüfungsverfahren - Prüfungs-
verfahrensordnung - (PVO)  
Vom 15. Juni 2006  

 
Aufgrund des § 86 Absatz 7 dritter Satz 
erster Halbsatz des Hochschulgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. 
Mai 2000 (GVOBI. Schl.-H. S. 416), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 10. Dezember 
2004 (GVOBI. Schl.-H. S. 477), hat nach 
Anhörung der Fachbereiche der Senat der 
Fachhochschule Lübeck am 12. Oktober 
2005 und 12. April 2006 sowie 14. Juni 
2006 folgende Satzung beschlossen:  

 
Satzung der Fachhochschule Lübeck 
über fachübergreifende Bestimmungen 
für das Prüfungsverfahren - Prüfungs-
verfahrensordnung - (PVO)  

§1  
Geltungsbereich  
Diese Prüfungsordnung enthält als Prü-
fungsverfahrensordnung für alle Studien-
gänge der Fachhochschule Lübeck fach-
übergreifende Bestimmungen für das Ver-
fahren bei den das Hochschulstudium ab-
schließenden Prüfungen; sie geht inhalts-
gleichen und entgegenstehen- den Be-
stimmungen der von den Fachbereichen 
für die einzelnen Studiengänge zu erlas-
senden Prüfungsordnungen (Fachprü-
fungsordnungen) vor, wenn sie keine Aus-
nahme zulässt.  

Diese Prüfungsverfahrensordnung gilt 
auch  
- für postgraduale Studien,  
- für zusammen mit anderen Hochschulen 
getragene Studiengänge, soweit die Hoch- 
schulen dies vereinbaren oder der ge-
meinsame Ausschuss dies beschließt,  
- für weiterbildende Studien, soweit das 
Rektorat dies beschließt.  
 

Abschnitt I 
Prüfungsausschüsse  
 

§2  
Prüfungsausschüsse  
(1) In jedem Fachbereich ist beim Dekanat 
ein Prüfungsausschuss zu bilden.  
(2) Der Prüfungsausschuss ist für die Or-
ganisation der Prüfungen, soweit das De-
kanat sie nicht selbst verantwortet, sowie 
die Erfüllung der weiteren durch die Prü-
fungsordnungen zugewiesenen Aufgaben 
zuständig. Er hat darauf zu achten, dass 
die Bestimmungen der Prüfungsordnun-
gen eingehalten werden.  
(3) Er soll einmal im Jahr dem Dekanat 
über die Entwicklung der Prüfungs- und 
Studienzeiten sowie über die Verteilung 
der Fach- und Gesamtnoten berichten. Er 
soll Anregungen zur Reform der Prü-
fungsordnungen sowie der Studienord-
nungen und der Studienpläne geben.  
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses haben das Recht, der Abnahme der 
Prüfungsleistungen und der Bekanntgabe 
der Prüfungsergebnisse beizuwohnen.  
(5) Der Prüfungsausschuss setzt sich aus 
fünf Mitgliedern zusammen, und zwar drei 
Mitgliedern aus der Gruppe der Hoch-
schullehrenden — darunter je einem Mit-
glied für den Vorsitz und die Vertretung im 
Vorsitz — sowie je einem Mitglied aus den 
Gruppen des Wissenschaftlichen Diensts 
und der Studierenden; außerdem gehört 
ihm ein Mitglied aus der Gruppe des 
Nichtwissenschaftlichen Diensts mit bera-
tender Stimme an. Die Mitglieder für den 
Vorsitz und die Vertretung im Vorsitz so-
wie die übrigen Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses werden auf Vorschlag des 
Dekanats vom Fachbereichskonvent ge-
wählt; außerdem können Vorschläge aus 
der Mitte des Fachbereichskonvents vor-
gebracht werden.  
(6) Das den Vorsitz führende Mitglied führt 
auch die Geschäfte des Prüfungsaus-
schusses.  

 
Abschnitt II  
Prüfungen  

 
§3  
Hochschulprüfung  
Das Hochschulstudium an der Fachhoch-
schule Lübeck wird durch eine Hochschul-
prüfung abgeschlossen.  
 



§4 Zwischenprüfung und Abschluss-
prüfung  

Vor einer Abschlussprüfung muss eine 
Zwischenprüfung stattfinden, sofern sie 
gesetzlich vorgeschrieben ist.  

 
§5  
Mündliche Prüfungen und Prüfungsar-
beiten  

Prüfungen sind mündliche Prüfungen und 
Prüfungsarbeiten.  
 

§6  
Prüfungsaufbau  
(1) Die Zwischenprüfung und die Ab-
schlussprüfung bestehen aus Fachprüfun-
gen.  
(2) Die Fachprüfungsordnung kann vorse-
hen, dass Fachprüfungen nur abgelegt 
werden können, wenn diesen dort im Ein-
zelnen zu bestimmende Studienleistungen 
oder Prüfungsleistungen als erbrachte 
Prüfungsvorleistungen vorgehen.  
(3) Die Fachprüfungen sollen jeweils ein 
Prüfungsfach umfassen; in den Prüfungs-
fächern soll jeweils eine Fachprüfung ab-
genommen werden. Nach Bestimmung 
durch die Fachprüfungsordnung können 
die Fachprüfungen sich aber auch aus 
mehreren Prüfungen (Tellprüfungen) oder 
aus mehreren Prüfungsfächern (Prüfungs-
gebiet) zusammensetzen.  
(4) Die Fachprüfungen müssen studienbe-
gleitend angeboten werden, und zwar 
mündliche Fachprüfungen und Klausuren 
nach dem Abschluss der jeweils der Prü-
fung zu Grunde liegenden Lehrveranstal-
tungen, Projektarbeiten und Studienarbei-
ten nach der Einführung in die jeweilige 
Thematik.  

(5) Die Fachprüfungen sind entsprechend 
dem Prüfungszweck in der Art einer münd-
lichen Prüfung  
- als mündliche Fachprüfung ( 7) oder  
- als Prüfungsvortrag ( 8) oder in der Art 
einer Prüfungsarbeit  
- als Klausurarbeit ( 9) oder  
- als Studienarbeit ( 10) oder in der be-
sonderen Art  
- als Projektarbeit( 11) abzunehmen; die 

Festlegung der jeweiligen Prüfungsart 
muss abschließend durch die Fachprü-
fungsordnung erfolgen. In allen Studien-
gängen können nach Bestimmung durch 
die Fachprüfungsordnung auch multimedi-
al gestützte Prüfungsarbeiten abgenom-
men werden.  
(6) Die Abschlussprüfung besteht außer-
dem aus einer abschließenden Prüfungs-
arbeit (Abschlussarbeit - § 12) und einer 
abschließenden mündlichen Prüfung (Ab-
schlusskolloquium - § 13).  

§7  
Mündliche Fachprüfungen  
(1) In den mündlichen Fachprüfungen sol-
len die Prüflinge nachweisen, dass sie 
über notwendiges Grundlagenwissen ver-
fügen sowie die Zusammenhänge des 
Prüfungsgebiets erkennen und spezielle 
Fragestellungen in diese Zusammenhänge 
einzuordnen vermögen. Die mündliche 
Fachprüfung kann auch einen praktischen 
Teil umfassen.  
(2) Die mündliche Fachprüfung soll als 
Einzelprüfung durchgeführt werden. Sie 
kann auch als Gruppenprüfung durchge-
führt werden, wenn der Prüfungsaus-
schuss dies beschließt.  
(3) Die mündlichen Fachprüfungen sollen 
am Ende des Semesters frühestens in der 
zweitletzten Woche der Unterrichtszeit und 
als zweiter Prüfungstermin am Anfang des 
folgenden Semesters spätestens in der 
zweiten Woche der Unterrichtszeit abge-
nommen werden. Die Prüfungen können 
durch Beschluss des Prüfungsausschus-
ses auch am Ende eines Semesters, in 
dem die der Prüfung zu Grunde liegenden 
Lehrveranstaltungen nicht abgehalten 
werden, und am Anfang des folgenden 
Semesters abgenommen werden.  

§8  
Prüfungsvorträge  
Der Prüfungsvortrag ist eine besondere 
mündliche Fachprüfung in vortragender 
Form. Er ist eine Einzelprüfung. Im Übri-
gen gelten die Regelungen für die mündli-
che Fachprüfung.  

§9  
Klausurarbeiten  
(1) In den Klausurarbeiten sollen die Prüf-
linge nachweisen, dass sie über notwen-
diges Grundlagenwissen verfügen sowie 



in begrenzter Zeit und mit begrenzten 
Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden 
ihres Fachs Themen bearbeiten und Auf-
gaben lösen können.  
(2) Die Klausurarbeit ist als schriftliche 
Prüfung jeweils von allen dazu zugelasse-
nen Prüfungen als Einzelprüfung unter 
denselben Bedingungen zur selben Zeit 
und am selben Ort zu fertigen.  
(3) Die Klausurarbeiten sollen am Ende 
des Semesters frühestens in der zweitletz-
ten Woche der Unterrichtszeit und als 
zweiter Prüfungstermin am Anfang des 
folgenden Semesters spätestens in der 
zweiten Woche der Unterrichtszeit abge-
nommen werden. Die Prüfungen können 
durch Beschluss des Prüfungsausschus-
ses auch am Ende eines Semesters, in 
dem die der Prüfung zu Grunde liegenden 
Lehrveranstaltungen nicht abgehalten 
werden, und am Anfang des folgenden 
Semesters abgenommen werden.  

§10  
Studienarbeiten  
(1) In den Studienarbeiten sollen die Prüf-
linge nachweisen, dass sie eine anwen-
dungsbezogene Aufgabe des Fachs bear-
beiten und unter Einbeziehung angren-
zender Fächer eine eigenständige Lösung 
finden können. Die Studienarbeit ist als 
sonstige schriftliche Arbeit eine Prüfung 
mit einem praktischen Teil, wobei der 
praktische Teil im Mittelpunkt steht; Stu-
dienarbeiten sind insbesondere die Durch-
führung von umfangreicheren Übungen 
und Versuchen sowie die Anfertigung von 
aufwändigeren Entwürfen und Modellen.  
(2) Die Studienarbeit soll als Einzelprüfung 
durchgeführt werden. Sie kann auch als 
Gruppenprüfung durchgeführt werden, 
wenn der Prüfungsausschuss dies be-
schließt; die als Prüfungsleistung zu be-
wertenden Beiträge der einzelnen Prüflin-
ge sind durch Angabe der jeweiligen Teile 
der Arbeit eindeutig abzugrenzen und 
müssen deutlich unterscheidbar und be-
wertbar sein und die Anforderungen nach 
Absatz 1 erfüllen.  
(3) Die Studienarbeiten sind semesterbe-
gleitend abzunehmen.  

 
§11  
Projektarbeiten  
(1) In den Projektarbeiten sollen die Prüf-

linge nachweisen, dass sie die Fähigkeit 
zur Gruppenarbeit und insbesondere zur 
Entwicklung, Durchsetzung und Vorstel-
lung von Konzepten besitzen sowie an 
einer größeren Aufgabe Ziele bestimmen 
und fachübergreifende Lösungsansätze 
und Konzepte erarbeiten können. Die Pro-
jektarbeit ist eine schriftliche Arbeit mit — 
je nach Aufgabenstellung — den Möglich-
keiten eines praktischen Anteils und einer 
mündlichen Prüfung in vortragender Form.  
(2) Die Projektarbeit ist eine Gruppenar-
beit; die als Prüfungsleistung zu bewer-
tenden Beiträge der einzelnen Prüflinge 
sind durch Angabe der jeweiligen Teile der 
Arbeit eindeutig abzugrenzen und müssen 
deutlich unterscheidbar und bewertbar 
sein und die Anforderungen nach Absatz 1 
erfüllen.  
(3) Die Projektarbeiten sind semesterbe-
gleitend abzunehmen.  

 
§ 12  
Abschlussarbeit  
(1) Die Abschlussarbeit schließt zusam-
men mit dem Abschlusskolloquium das 
Studium ab.  
(2) In der Abschlussarbeit sollen die Prüf-
linge nachweisen, dass sie in der Lage 
sind, innerhalb einer vorgegebenen Zeit 
ein Problem aus ihrem Fach selbständig 
nach wissenschaftlichen Methoden zu 
bearbeiten.  
(3) Die Abschlussarbeit soll als Einzelprü-
fung durchgeführt werden. Sie kann auch 
als Gruppenprüfung durchgeführt werden, 
wenn der Prüfungsausschuss dies im Ein-
zelfall beschließt; die als Prüfungsleistung 
zu bewertenden Beiträge der einzelnen 
Prüflinge sind durch Angabe der jeweiligen 
Teile der Arbeit eindeutig abzugrenzen 
und müssen deutlich unterscheidbar und 
bewertbar sein und die Anforderungen 
nach Absatz 2 erfüllen. 

  
§13  
Abschlusskolloquium  
(1) Das Abschlusskolloquium bildet den 
letzten Teil der Abschlussprüfung.  
(2) In dem Abschlusskolloquium sollen die 
Prüflinge von der Abschlussarbeit ausge-
hend mündlich nachweisen, dass sie über 
breites Grundlagenwissen verfügen sowie 
die Zusammenhänge des Prüfungsgebiets 



erkennen und spezielle Fragestellungen in 
diese Zusammenhänge einzuordnen ver-
mögen. Das Abschlusskolloquium kann 
neben der Abschlussarbeit die Stoffgebie-
te der Lehrveranstaltungen aller Pflichtfä-
cher sowie der gewählten Pflichtwahlfä-
cher umfassen. (3) Das Abschlusskolloqu-
ium muss als Einzelprüfung durchgeführt 
werden, wenn die Abschlussarbeit als Ein-
zelprüfung durchgeführt wurde. Es soll als 
Gruppenprüfung durchgeführt werden, 
wenn die Abschlussarbeit als Gruppenprü-
fung durchgeführt wurde.  
 

Abschnitt III  
Fachprüfungen  
 

§14  
Bekanntmachung über die Fachprüfun-
gen  
(1) Der Prüfungsausschuss hat spätestens 
einen Monat  
- vor dem Beginn des allgemeinen Prü-
fungszeitraums für die Abnahme der 
mündlichen Fachprüfungen und Klausur-
arbeiten diesen Zeitraum der Abnahme 
der Prüfungen,  
- vor der Ausgabe der Studienarbeiten und 
der Projektarbeiten diesen Zeitraum der 
Ausgabe der Prüfungsarbeiten  
durch Aushang bekannt zu machen. In der 
Bekanntmachung sind die Studierenden 
zur Abgabe der Meldung zu den Prüfun-
gen aufzufordern, über die Formen und 
den genauen letztmöglichen Termin dieser 
Meldung nach § 16 und die Vorausset-
zungen für die Zulassung nach § 17 zu 
unterrichten sowie auf die besondere Be-
kanntmachung über die Zulassung nach § 
18 einschließlich der Möglichkeit hinzu-
weisen, Einwände wegen Unrichtigkeiten 
bei der Verarbeitung der Meldungen und 
gegen Nichtzulassungsgründe vorzubrin-
gen.  
(2) Der Prüfungsausschuss hat spätestens 
am dritten Tag vor der jeweiligen Abnah-
me der mündlichen Fachprüfung oder 
Klausurarbeit den genauen Zeitpunkt und 
Ort der Abnahme dieser Fachprüfung, vor 
der jeweiligen Ausgabe der Semesterar-
beit oder Projektarbeit den genauen Zeit-
punkt und Ort der Ausgabe dieser Prü-
fungsarbeit an der Bekanntmachungstafel 
des Prüfungsausschusses durch Aushang 

bekannt zu machen. Darauf ist in der Be-
kanntmachung nach Absatz 1 hinzuwei-
sen.  
 

§15  
Meldung zu den Fachprüfungen  
(1) Wer eine Fachprüfungsleistung erbrin-
gen will, muss sich dazu bei der für die 
datenmäßige Verarbeitung zuständigen 
Stelle melden.  
(2) Anzugeben sind Daten zur Bestim-
mung der Person des Prüflings sowie der 
zu erbringenden Prüfungsleistungen. Mit 
der Meldung kann gleichzeitig die Erklä-
rung verlangt werden, dass nicht eine 
nach einer Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung im gleichen Studiengang endgül-
tig nicht bestanden ist; als Nachweis kann, 
sofern eine Einschreibung an anderen 
Hochschulen erfolgt war oder ist, die Vor-
lage von Bescheinigungen dieser Hoch-
schulen verlangt werden.  
(3) Die Meldung zu den mündlichen Fach-
prüfungen und Klausurarbeiten ist in der 
Zeit von der Bekanntmachung dieser Prü-
fungen bis zum ersten Werktag der zwei-
ten Woche vor dem Beginn des Zeitraums 
dieser Prüfungen vorzunehmen. Die Mel-
dung zu den Projektarbeiten und Studien- 
arbeiten ist in der Zeit von der Bekannt-
machung der Ausgabe dieser Prüfungsar-
beiten bis zum ersten Werktag der zweiten 
Woche vor der Ausgabe vorzunehmen; im 
Einzelfall kann auf schriftlichen Antrag 
beim Prüfungsausschuss im Einverneh-
men mit den jeweils Prüfenden eine Mel-
dung auch nach Ablauf der Frist ange-
nommen werden, ohne dass aber die all-
gemeine Frist für die Abgabe der Arbeit 
dadurch verlängert wird.  
(4) Eine vorgenommene Meldung zu einer 
Fachprüfung kann bis zum Ablauf der 
Meldefrist widerrufen werden.  
(5) Erfolgt nach einer vorgenommenen 
und nicht widerrufenen Meldung eine Un-
terbrechung des Studiums oder eine Beur-
laubung vom Studium oder eine Entlas-
sung aus dem, Studium mit Wirkung für 
den Prüfungstermin, so ist diese Meldung 
zu streichen; eine Meldung zur Ausgabe 
der Abschlussarbeit gilt als ein Versuch, 
wenn nach einer erfolgten Entlassung aus 
dem Studium eine Wiedereinschreibung 
erfolgt.  
 



§16  
Voraussetzungen für die Fachprüfun-
gen  
(1) Die Zulassung zur Fachprüfung ist 
auszusprechen, wenn folgende Voraus-
setzungen erfüllt sind:  
1. eine form- und fristgerechte Meldung,  
2. die statusrechtliche Einschreibung an 
der Fachhochschule Lübeck in dem Stu-
diengang, in dem die Prüfungsleistung 
erbracht werden soll, ohne dass eine Un-
terbrechung des Studiums oder Beurlau-
bung vom Studium vorliegt und  
3. gegebenenfalls das Vorliegen der nach 
der anzuwendenden Fachprüfungsord-
nung erforderlichen Prüfungsvorleistun-
gen;  
außerdem ist Voraussetzung, dass  
4. nicht eine nach einer Prüfungsordnung 
erforderliche Prüfung im gleichen Studien-
gang endgültig nicht bestanden,  

5. bei der jeweiligen Prüfung nicht die 
Höchstzahl der Wiederholungsmöglichkei-
ten ausgeschöpft und  
6. die jeweilige Prüfung nicht bereits be-
standen ist. 
(2) Voraussetzung für die Zulassung zu 
den Fachprüfungen des Hauptstudiums in 
einem Studiengang mit einer Zwischen-
prüfung ist darüber hinaus die erfolgreiche 
Ablegung der Zwischenprüfung nach dem 
Grundstudium. Die Fachprüfungsordnung 
kann bestimmen, dass für den Übergang 
vom Grundstudium in das Hauptstudium 
von der vollständig erfolgreichen Ablegung 
der Zwischenprüfung abgesehen wird und 
noch bis zu zwei Prüfungsleistungen oder 
Studienleistungen oder eine Prüfungsleis-
tung und eine Studienleistung fehlen dür-
fen, die aber spätestens bis zur Meldung 
zur Ausgabe der Abschlussarbeit nacher-
bracht sein müssen; die Fachprüfungsord-
nung muss dann die einzelnen Leistungen 
oder die Anzahl der Leistungen bestim-
men, die nacherbracht werden können, 
und festlegen, innerhalb welcher Frist die-
se Leistungen endgültig erbracht sein 
müssen.  

§ 17 Zulassung zu den Fachprüfungen  
(1) Die Zulassungen müssen unter Anga-
be der Einschreibnummern und die Nicht-
zulassungen unter zusätzlicher Angabe 
der Nichtzulassungsgründe bei Meldungen 
zu den mündlichen Fachprüfungen und 

Klausurarbeiten spätestens eine Woche 
vor Beginn des jeweiligen Prüfungszeit-
raums, zu den Studienarbeiten und Pro-
jektarbeiten spätestens eine Woche vor 
der Ausgabe der Arbeiten fachbereichsöf-
fentlich durch Aushang bekannt gegeben 
werden.  
(2) Einwände wegen Unstimmigkeiten 
zwischen der vorgenommenen Meldung 
und der ausgehängten Bekanntgabe über 
die Zulassungen und Nichtzulassungen 
oder gegen die Nichtzulassungsgründe 
sollen Studierende im Rahmen ihrer Mit-
wirkungspflicht wegen der ordnungsge-
mäßen Durchführung der Fachprüfungen 
innerhalb von drei Tagen nach Aushang 
der Bekanntmachung bei der für die da-
ten- mäßige Verarbeitung zuständigen 
Stelle vorbringen. Die Einwände sollen 
begründet werden; wegen in der Bekannt-
gabe nicht aufgeführter, aber vorgenom-
mener Meldungen soll schriftlich dargelegt 
werden, wann und wo die Meldung erfolg-
te.  

Abschnitt IV  
Abschlussarbeit, -kolloquium  
 

§18  
Abschlussarbeit  
(1) Der Prüfling hat sich wegen der Aus-
gabe einer Abschlussarbeit an eine aus-
gabeberechtigte Person zu wenden und 
kann ihr Themenvorschläge unterbreiten. 
Auf Antrag des Prüflings hat der Prü-
fungsausschuss eine ausgabeberechtigte 
Person zu bestimmen.  
(2) Die Abschlussarbeit kann von jedem 
Mitglied der Hochschule aus der Gruppe 
der Hochschullehrenden ausgegeben 
werden; es hat das Thema festzulegen 
und die Anfertigung zu betreuen. Lehrbe-
auftragte als Mitglieder der Hochschule 
können nach Entscheidung des Prüfungs-
ausschusses Abschlussarbeiten ausge-
ben.  
(3) Die Ausgabe der Abschlussarbeit hat 
über den Prüfungsausschuss zu erfolgen.  
(4) Voraussetzung für die Ausgabe der 
Abschlussarbeit ist neben der Erfüllung 
der Voraussetzungen nach § 16 Absatz 1 
Nummern 2 bis 6 die erfolgreiche Able-
gung aller erforderlichen Prüfungsleistun-
gen und Studienleistungen. In Studien-
gängen, in denen der Studienplan vor-



sieht, dass die Abschlussarbeit zeitgleich 
mit Lehrveranstaltungen des Pflicht- oder 
Wahlpflichtbereichs angefertigt werden 
soll, können die Prüfungsleistungen und 
Studienleistungen in Fächern dieser Lehr-
veranstaltungen noch fehlen. Für die an-
deren Studiengänge kann die Fachprü-
fungsordnung bestimmen, dass noch bis 
zu zwei Prüfungsleistungen oder Studien-
leistungen oder eine Prüfungsleistung und 
eine Studienleistung des Hauptstudiums 
fehlen dürfen; die Fachprüfungsordnung 
muss dann die einzelnen Leistungen oder 
die Anzahl der Leistungen bestimmen, die 
nacherbracht werden können. Ein Prüfling, 
an den eine Abschlussarbeit ausgegeben 
wird, dem aber zulässiger Weise noch 
Prüfungsleistungen oder Studien-
leistungen fehlen, muss sich zum jeweils 
nächstmöglichen Termin der Abnahme 
solcher Leistungen zur Erbringung aller 
dieser Leistungen melden; der Prüfungs-
ausschuss hat den Prüfling darauf hinzu-
weisen.  
(5) Der Prüfungsausschuss hat den Zeit-
punkt der Ausgabe, das Thema und gege-
benenfalls den Hinweis auf die noch zu 
erbringenden Leistungen aktenkundig zu 
machen sowie der für die datenmäßige 
Verarbeitung zuständigen Stelle die Aus-
gabe mit dem Thema zu melden.  

(6) Das Thema kann nur einmal und nur 
innerhalb des ersten Drittels der Bearbei-
tungszeit nach der Ausgabe an den Prü-
fungsausschuss zurückgegeben werden.  
(7) Die Abschussarbeit ist innerhalb der 
Abgabefrist beim Prüfungsausschuss per-
sönlich abzugeben oder bei einer Postein-
richtung als Einschreiben aufzugeben. Der 
Prüfungsausschuss hat den Zeitpunkt des 
Eingangs aktenkundig zu machen.  
 

§19  
Abschlusskolloquium  
Nach der Bekanntgabe der Bewertung der 
Abschlussarbeit muss das Abschlusskol-
loquium innerhalb von 28 Tagen der Un-
terrichtszeit durchgeführt werden.  
 

Abschnitt V  
Weitere Regelungen  
 

§ 20  
Prüfende  
(1) Eine Prüfungsleistung einer Fachprü-
fung ist von der Person abzunehmen und 
zu bewerten, die in dem der Prüfung un-
mittelbar vorangegangenen Zeitraum in 
dem Fach, in dem die Prüfung abgenom-
men werden soll, die Lehrveranstaltungen 
abgehalten hat. Haben in einem Prüfungs-
fach mehrere Personen Lehrveranstaltun-
gen abgehalten oder erstreckt sich die 
Prüfung über mehrere Fächer, in denen 
verschiedene Personen Lehrveranstaltun-
gen abgehalten haben, so ist die gesamte 
Prüfungsleistung von allen Betroffenen 
abzunehmen und zu bewerten; wenn der 
Prüfungsausschuss die Zahl der Prüfen-
den verringern will, muss er die Prüfenden 
für die Bewertung bestellen.  
(2) Eine mündliche Fachprüfungsleistung 
ist, wenn für die Abnahme und Bewertung 
nicht mehrere Prüfende vorgeschrieben 
sind oder der Prüfungsausschuss nicht 
mehrere Prüfende einsetzen will und dazu 
die Prüfenden für die Abnahme und Be-
wertung bestellt hat, in Gegenwart einer 
beisitzenden Person abzunehmen. Zu 
Prüfungsbeisitzenden können nur sach-
kundige Personen bestellt werden, die 
selbst mindestens die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen.  
(3) Die Prüfenden können sich aus triftigen 
Gründen während der Durchführung einer 
Klausurarbeit für die Aufsicht von nicht- 
studentischen Mitgliedern der Hochschule 
vertreten lassen.  
(4) Im Fall der letzten möglichen Wieder-
holungsprüfung sind die Prüfungsleistun-
gen auch von mindestens einer zweiten 
prüfungsberechtigten Person zu bewerten. 
(5) Die Abschlussarbeit ist von zwei Prü-
fungsberechtigten zu bewerten; darunter 
soll die die Abschlussarbeit betreuende 
Person sein. Das Abschlusskolloquium ist 
von den beiden Prüfungsberechtigten ab-
zunehmen und zu bewerten, die die Ab-
schlussarbeit bewertet haben. Eine Zweit-
bewertung kann im Einzelfall durch Be-
schluss des Prüfungsausschusses entfal-
len, wenn er keine weitere für das Thema 
fachlich geeignete prüfungsberechtigte 
Person bestellen kann; in diesem Fall ist 
zur Durchführung des Abschlusskolloqu-
iums für den Beisitz eine möglichst sach-
kundige Person zu bestellen.  



(6) Der Prüfungsausschuss hat die Prü-
fenden für eine Zweit- oder Mehrfachbe-
wertung und für den Fall einer Ersatzbe-
wertung bei einer Verhinderung oder ei-
nem Ausscheiden von Prüfungsberechtig-
ten sowie die Prüfungsbeisitzenden zu 
bestellen. Die Namen der bestellten Prü-
fungsberechtigten und Prüfungsbeisitzen-
den müssen mit der jeweiligen Prüfung 
vom Prüfungsausschuss unverzüglich 
nach der Bestellung bekannt gemacht 
werden.  
 

§ 21  
Prüfungssprache  
(1) Die Prüfungen werden in deutscher 
Sprache abgelegt.  
(2) Die Fachprüfungsordnung kann 
bestimmen, dass die Prüfungen in einer 
Fremdsprache abgelegt werden können 
oder müssen.  
 

§ 22  
Bedürfnisse behinderter Studierender 
Macht ein Prüfling glaubhaft, dass er we-
gen länger andauender oder ständiger 
körperlicher Behinderung nicht in der Lage 
ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise 
in der vorgesehenen Form abzulegen, so 
ist ihm auf Antrag zu gestatten, die Prü-
fungsleistungen innerhalb einer verlänger-
ten Bearbeitungszeit oder gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form 
zu erbringen. Der Antrag ist unverzüglich 
nach Eintritt des Grundes beim Prüfungs-
ausschuss schriftlich zu stellen und zu 
begründen. Über den Antrag entscheidet 
der Prüfungsausschuss; dazu kann er vom 
Prüfling die Vorlage eines ärztlichen 
Zeugnisses verlangen.  
 

§ 23  
Mutterschutzfristen und Elternerzie-
hungszeiten Die Inanspruchnahme von 
Schutzfristen im Rahmen des Mutter-
schutzes sowie Elternzeiten im Rahmen 
der Kindererziehung gemäß der jeweiligen 
gesetzlichen Regelungen werden im Prü-
fungsverfahren durch eine Unterbrechung 
des Studiums nach der Zulassungsord-
nung in Verbindung mit § 16 Absatz 6 die-
ser Satzung ermöglicht.  
  

§ 24 Versäumnis, Rücktritt, Fristüber-
schreitung  
(1) Wenn ein Prüfling  
- eine vorgeschriebene Meldung für die 
Zulassung zu einer Fachprüfung ohne 
triftigen Grund versäumt,  
- nach erfolgter Meldung eine Prüfung oh-
ne triftigen Grund versäumt,  
- die Frist für die Meldung zur Zulassung 
zur Wiederholung einer Prüfungsleistung 
versäumt,  
- von einer angetretenen Prüfung nach 
deren Beginn ohne triftigen Grund zurück-
tritt oder  
- eine Prüfungsarbeit nicht innerhalb der 
Anfertigungszeit abgibt, gilt die Prüfungs-
leistung als „nicht bestanden“. Eine Ab-
schlussarbeit und gegebenenfalls das 
darauf bezogene Abschlusskolloquium 
gelten als „nicht bestanden“, wenn ein 
Prüfling nicht nach Ausgabe der Ab-
schlussarbeit innerhalb der Wiederho-
lungsmöglichkeiten von § 27 ohne triftigen 
Grund alle zulässiger Weise noch fehlen- 
den Prüfungsleistungen und Studienleis-
tungen nacherbracht hat.  
(2) Der für das Versäumnis oder den 
Rücktritt geltend zu machende triftige 
Grund muss dem Prüfungsausschuss un-
verzüglich, in der Regel aber spätestens 
innerhalb von drei Tagen schriftlich ange-
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei 
einem geltend gemachten Krankheits-
grund kann der Prüfungsausschuss die 
Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses ver-
langen. Wird bei Fachprüfungen ein trifti-
ger Grund vom Prüfungsausschuss aner-
kannt, entscheidet er darüber, ob ein neu-
er besonderer Prüfungstermin anberaumt 
oder auf den nächsten allgemeinen Prü-
fungstermin verwiesen werden soll.  
(3) Eine Fristverlängerung wird bei einer 
Klausurarbeit nicht gewährt. Bei einer Stu-
dienarbeit, Projektarbeit oder Abschluss-
arbeit kann der Prüfungsausschuss eine 
Fristverlängerung aus wichtigen, in der 
eigenen Person liegenden oder wichtigen, 
nicht selbst zu vertretenden Gründen, die 
die Einhaltung der vorgegebenen Anferti-
gungszeit als außergewöhnliche Härte 
erscheinen ließen, gewähren. Eine Frist-
verlängerung ist vom Prüfling unverzüglich 
nach Eintritt des Grundes beim Prüfungs-
ausschuss schriftlich zu beantragen; der 
Grund ist glaubhaft zu machen. Bei einem 
geltend gemachten Krankheitsgrund kann 



der Prüfungsausschuss die Vorlage eines 
ärztlichen Zeugnisses verlangen. Die 
Fristverlängerung darf die gesamte Anfer-
tigungszeit nicht mehr als verdoppeln.  
(4) Wenn äußere Umstände die Durchfüh-
rung einer angesetzten Prüfung auch  
nach einem Aufschieben des Beginns um  
höchstens eine Stunde eindeutig verhin-
dern oder eine begonnene Prüfung auch  
nach einer Unterbrechung des Ablaufs um  
höchstens eine halbe Stunde unzumutbar  
behindern, so haben die die Prüfung  
durchführenden oder beaufsichtigenden  
Personen die angesetzte Prüfung aufzu-
heben oder die begonnene Prüfung abzu-
brechen. Der Prüfungsausschuss hat ei-
nen neuen Prüfungstermin anzuberaumen  
und bekannt zu machen.  
(5) Die bereits vorliegenden Prüfungser-
gebnisse sind anzurechnen, soweit dies 
möglich ist.  
(6) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis 
seiner Prüfungsleistung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfs-
mittel zu beeinflussen oder den ordnungs-
gemäßen Ablauf der Prüfung zu stören, 
kann er von der die Prüfung durchführen-
den oder beaufsichtigenden Person von 
der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlos-
sen werden. Die betreffende Prüfungsleis-
tung gilt als „nicht bestanden“; dies gilt 
auch, wenn eine Täuschung oder Benut-
zung nicht zugelassener Hilfsmittel erst 
nach dem Ende der Prüfung erkannt wird.  
 

§ 25  
Freiversuch  
Eine Freiversuchsregelung nach § 86 Ab-
satz 8 zweiter Satz Hochschulgesetz gibt 
es an der Fachhochschule Lübeck nicht.  
 

§ 26  
Wiederholungsmöglichkeiten  
(1) Nicht bestandene Fachprüfungen ein-
schließlich der Teilprüfungen können 
zweimal wiederholt werden. Die nicht be-
standene Abschlussarbeit kann einmal 
wiederholt werden. Das nicht bestandene 
Abschlusskolloquium kann zweimal wie-
derholt werden. Eine bestandene Prü-
fungsleistung kann nicht wiederholt wer-
den.  
(2) Die Wiederholungsprüfungen müssen 
jeweils spätestens innerhalb der nächsten 

beiden Semester abgelegt werden.  
(3) Prüflinge, deren Klausurarbeit bei einer 
Wiederholungsprüfung mit „nicht ausrei-
chend“ bewertet wurde, werden auf Antrag 
mündlich nachgeprüft, wenn in der Klau-
surarbeit mindestens 80 vom Hundert der 
für die Note „ausreichend“ geforderten 
Leistung erbracht wurde. Die Dauer der 
mündlichen Nachprüfung soll 15 Minuten 
nicht überschreiten. Prüfende sollen die 
Bewertenden der Klausurarbeit sein. Als 
Ergebnis der mündlichen Nachprüfung 
wird festgestellt, ob die Note ausreichend“ 
oder „nicht ausreichend“ lautet. Die münd-
liche Nachprüfung soll nicht später als 
eine Woche nach der Bekanntgabe der 
Prüfungsergebnisse durchgeführt werden.  
 

§ 27  
Prüfungsniederschrift  
Über jede mündliche Prüfung ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Sie muss Angaben 
über den Ort und den Tag der Prüfung, die 
Namen der teilnehmenden Prüfungsbe-
rechtigten ‚ eventuellen Beisitzenden und 
Prüflinge sowie die behandelten Gegens-
tände und die Ergebnisse der Prüfungen 
enthalten. Sie muss von allen teilnehmen-
den Prüfungsberechtigten und gegebe-
nenfalls Beisitzenden unterzeichnet wer- 
den.  

Abschnitt VI  
Prüfungsleistungsbewertung  

§ 28  
Form der Bewertung der Prüfungsleis-
tungen  
(1) Für die Bewertung der einzelnen Prü-
fungsleistungen sind folgende Noten zu 
verwenden:  
1 = sehr gut eine hervorragende Leistung,  
2 gut = eine erheblich über den durch-
schnittlichen Anforderungen liegende Leis-
tung,  
3 = befriedigend = eine durchschnittlichen 
Anforderungen entsprechende Leistung,  
4 = ausreichend = eine trotz ihrer Mängel 
noch den Anforderungen genügende Leis-
tung,  
5 = nicht ausreichend = eine wegen erheb-
licher Mängel den Anforderungen nicht 
mehr genügende Leistung.  
Zur differenzierten Bewertung der Prü-
fungsleistungen können im Bewertungsbe-



reich zwischen 1,0 und 4,0 die einzelnen 
Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht 
oder erniedrigt werden, so dass für die 
bestandenen Prüfungsleistungen insge-
samt 10 Bewertungsstufen bestehen. Eine 
nicht bestandene Prüfungsleistung ist mit 
„nicht ausreichend“ zu bewerten.  
(2) Die Bewertung des Abschlusskolloqu-
iums ist in die Bewertung der Abschluss-
arbeit einzubeziehen. Dazu gehen die No-
te des Abschlusskolloquiums mit 25 Pro-
zent und die Note der Abschlussarbeit zu 
75 Prozent in die zu bildende Einheitsnote 
der Abschlussarbeit ein.  

(3) Für die Abschlussprüfung muss eine 
Gesamtnote gebildet werden. Sie errech-
net sich nach Maßgabe der Fachprü-
fungsordnung aus den Noten der Fachprü-
fungen und im Übrigen der Einheitsnote 
der Abschlussarbeit. Findet eine Zwi-
schenprüfung statt, muss auch hier eine 
Gesamtnote gebildet werden. Sie errech-
net sich aus den Noten der Fachprüfungen 
des Grundstudiums; für die Abschlussprü-
fung werden dann an Stelle der Noten 
aller Fachprüfungen nur die Noten der 
Fachprüfungen des Hauptstudiums heran-
gezogen.  
(4) Die Fachprüfungsordnungen können 
vorsehen, dass einzelne Prüfungsleistun-
gen bei der Bildung der Fachnote und ein-
zelne Fachnoten bei der Bildung der Ge-
samtnote besonders gewichtet werden.  
(5) Haben mehrere Prüfende eine Prü-
fungsleistung zu bewerten und eine ein-
heitliche Prüfungsnote zu bilden oder be-
steht eine Fachprüfung aus mehreren 
Teilprüfungsleistungen und ist eine ein-
heitliche Fachnote zu bilden oder ist aus 
mehreren Prüfungsnoten eine Gesamtnote 
zu bilden, errechnet sich die zu bildende 
Note aus dem Durchschnitt der einzelnen 
zu Grunde zu legenden Noten, wenn nicht 
eine Gewichtung stattfindet.  
(6) Haben zwei Prüfende eine Prüfungs-
leistung zu bewerten und bewertet die 
eine prüfende Person die Leistung mit 
mindestens „ausreichend“ und die andere 
die Leistung mit „nicht ausreichend‘, ist für 
eine Drittbewertung vom Prüfungsaus-
schuss eine weitere prüfungsberechtigte 
Person zu bestellen. Bei einer mündlichen 
Prüfung wird dazu auf Antrag des Prüf-
lings die Prüfung zu einem neu zu be-
stimmenden Zeitpunkt im Beisein der wei-

teren prüfungsberechtigten Person mit 
einer dem ersten Teil der Prüfung ent-
sprechenden Dauer fortgesetzt; anschlie-
ßend haben die drei Prüfenden den zwei-
ten Teil der Prüfung als Prüfungsleistung 
zu bewerten.  
(7) Für die nach den Absätzen 2 bis 6 zu 
bildende Einheitsnote oder Gesamtnote 
oder gewichtete Note oder einheitliche 
Note wird nur die erste Dezimalstelle hin-
ter dem Komma ungerundet berücksich-
tigt; die zu bildende Note lautet bei einem 
Durchschnitt  
• von 1,0 bis einschließlich 1,2:  
mit Auszeichnung bestanden,  
• von 1,3 bis einschließlich 1,5: sehr gut,  
• von 1,6 bis einschließlich 2,5: gut,  
• von 2,6 bis einschließlich 3,5:  
befriedigend,  

• von 3,6 bis einschließlich 4,0:  
ausreichend,  
• ab 4,1: nicht ausreichend.  
Bei einer Drittbewertung lautet die zu bil-
dende Note auch dann mindestens „aus-
reichend“ wenn nur zwei Prüfende die  
Prüfungsleistung mit mindestens haus 
reichend bewertet haben.  
(8) Eine Fachprüfung sowie die Ab-
schlussarbeit und das Abschlusskolloqu-
ium sind jeweils bestanden, wenn die Note 
mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. Beste-
hen Fachprüfungen aus mehreren Teilprü-
fungsleistungen, kann die jeweilige Fach-  
prüfungsordnung bestimmen, dass einzel-
ne Prüfungsleistungen mit mindestens 
„ausreichend“ (4,0) bewertet sein müssen, 
wenn die gesamte Fachprüfung bestanden 
sein soll.  
(9) Neben der für die bestandene Ab-
schlussprüfung festzustellenden Gesamt-
note ist eine relative Gesamtnote zu bil-
den. Sie lautet  
A für die besten 10 vom Hundert,  
B für die nächsten 25 vom Hundert,  
C für die nächsten 30 vom Hundert,  
D für die nächsten 25 vom Hundert,  
E für die nächsten 10 vom Hundert.  
Als Grundlage für die Berechnung der re-
lativen Gesamtnote sind von der für die  
datenmäßige Verarbeitung zuständigen  
Stelle in dem jeweiligen Studiengang au-
ßer den bereits bestandenen Abschluss-
prüfungen des betreffenden Abschluss-  
Jahrgangs einschließlich der betreffenden  
Abschlussprüfung drei unmittelbar vor 



hergehend Abschlussjahrgänge mit ihren  
bestandenen Abschlussprüfungen als Ko-
horte heranzuziehen; stehen zur Bildung  
der relativen Gesamtnote nicht mindes-
tens hundert bestandene Abschlussprü-
fungen zur Verfügung, so sind auch alle  
weiteren unmittelbar zurückliegenden be-
standenen Abschlussprüfungen bis zu  
dem Tag heranzuziehen, dass die Min-
destzahl  erreicht wird.  
 

§ 29  
Ergebnis der Prüfungen  
(1) Die Bewertungen der Leistungen in 
den mündlichen Prüfungen sind den Prüf-
lingen von den Prüfungsberechtigten unter 
Angabe der Noten jeweils im unmittelba-
ren Anschluss an die Prüfung mündlich 
bekannt zu geben.  
(2) Die Bewertungen der Leistungen in 
den Klausurarbeiten, Studienarbeiten und 
Projektarbeiten sind von den Prüfungsbe-
rechtigten unter Angabe der Einschreib-
nummern und der Noten durch Aushang 
bekannt zu machen. (3) Bei der Ab-
schlussarbeit ist dem Prüfling vom Prü-
fungsausschuss durch Einzel- schreiben 
bekannt zu geben, ob die Arbeit bestan-
den oder nicht bestanden wurde. Gleich-
zeitig sind mit diesem Schreiben bei einer 
bestandenen Abschlussarbeit der Zeit-
punkt und der Ort des Abschlusskolloqu-
iums bekannt zu geben.  

§ 30 Bestehen und Nichtbestehen  
(1) Die Zwischenprüfung ist bestanden, 
wenn sämtliche Fachprüfungen der Zwi-
schenprüfung sowie sämtliche nach der 
Studienordnung im Grundstudium zu 
erbringenden Studienleistungen und der 
Nachweis einer praktischen Tätigkeit als 
Nachweis der Qualifikation für das Studi-
um vollständig erbracht sind.  
(2) Die Abschlussprüfung ist bestanden, 
wenn sämtliche Fachprüfungen, die Ab-
schlussarbeit und das Abschlusskolloqu-
ium sowie sämtliche nach der Studienord-
nung zu erbringenden Studienleistungen 
und Nachweise einer praktischen Tätigkeit 
vollständig erbracht sind.  
(3) Die Zwischenprüfung ist endgültig nicht 
bestanden, wenn eine nicht bestandene 
Fachprüfung nicht mehr wiederholt werden 
kann.  
(4) Die Abschlussprüfung ist endgültig 

nicht bestanden, wenn eine nicht bestan-
dene Fachprüfung oder die Abschlussar-
beit oder das Abschlusskolloquium nicht 
mehr wiederholt werden kann.  
 

§31  
Nachricht über die Bewertung  
Über die Bewertung der Prüfungsleistun-
gen ist der für die datenmäßige Verarbei-
tung der Bewertungen zuständigen Stelle 
innerhalb der in der jeweiligen Fachprü-
fungsordnung festgelegten Frist zur Be-
wertung Nachricht zu geben.  
 

§ 32  
Nachweise, Zeugnisse und Bescheini-
gungen  
(1) Die für die datenmäßige Verarbeitung 
der Bewertungen zuständige Stelle hat 
den Studierenden nach Ablauf eines jeden 
Prüfungszeitraums einen gedruckten 
Nachweis über alle erbrachten Studien-
leistungen und Prüfungsleistungen bereit-
zustellen; sie kann statt dessen die Daten 
auch für einen Selbstabruf und Selbstaus-
druck durch die Studierenden über auto-
matische Vorrichtungen bereithalten.  
(2) Über die bestandene Zwischenprüfung 
ist unverzüglich ein Zeugnis auszustellen, 
das neben dem Studiengang mindestens 
die Prüfungsfächer und die Fachnoten 
sowie eine Gesamtnote enthalten muss. 
Es ist von dem den Vorsitz im Prüfungs-
ausschuss führenden Mitglied zu unter-
zeichnen und mit dem Dienstsiegel des 
Dekanats des Fachbereichs zu versehen.  
(3) Über die bestandene Abschlussprü-
fung ist unverzüglich ein Zeugnis auszu-
stellen, das neben dem Studiengang und 
gegebenenfalls der Studienrichtung und 
dem Studienschwerpunkt mindestens die 
Prüfungsfächer, die Fachnoten, das The-
ma und die Note für die Abschlussarbeit 
einschließlich der Note für das Abschluss-
kolloquium sowie eine Gesamtnote enthal-
ten muss. Es ist von dem den Vorsitz im 
Prüfungsausschuss führenden Mitglied zu 
unterzeichnen und mit dem Dienstsiegel 
des Dekanats des Fachbereichs zu verse-
hen ist  
(4) Auf Antrag des Prüflings ist in einem 
Beiblatt zum Zeugnis die benötigte Stu-
diendauer anzugeben; dies gilt auch für 
die Durchschnittsgesamtnote des Prü-



fungsjahrgangs, soweit diese zur Verfü-
gung steht, und eine relative Gesamtnote.  
(5) Ist eine Zwischenprüfung oder Ab-
schlussprüfung endgültig nicht bestanden, 
ist auf Antrag eine Bescheinigung auszu-
stellen, die die erbrachten Prüfungsleis-
tungen und deren Noten sowie die noch 
fehlenden Prüfungsleistungen enthalten 
und erkennen lassen muss, dass die Zwi-
schenprüfung oder die Abschlussprüfung 
endgültig nicht bestanden ist.  
 

Abschnitt VII  
Leistungspunktesystem  

§ 33  
Leistungspunkte  
(1) Zum Nachweis von Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen ist nach dem fol-
genden Leistungspunktesystem zu verfah-
ren.  
(2) Leistungspunkte sind ein Maß für die 
zeitliche Arbeitsbelastung der einzelnen 
Studierenden im Studium. Sie umfassen 
sowohl die Teilnahme an den Lehrveran-
staltungen als auch die Vor- und Nachbe-
reitung des Lehrstoffs (Präsenz- und 
Selbststudium), den Prüfungsaufwand und 
die Prüfungsvorbereitungen einschließlich 
der Abschlussarbeit und des Abschluss-
kolloquiums sowie die in den Studiengang 
ein- geordnete praktische Tätigkeit.  
(3) Je Semester sollen 30 Leistungspunkte 
vergeben werden. Es wird für einen Leis-
tungspunkt eine Arbeitsbelastung der ein-
zelnen Studierenden im Präsenz- und 
Selbststudium von 30 Stunden angenom-
men.  
(4) Die für die einzelnen Studienleistungen 
und Prüfungsleistungen zu vergebenden 
Leistungspunkte sind im Studienplan fest-
zulegen. Es können auch für Module Zu-
sammenfassungen von Leistungspunkten 
gebildet werden.  
(5) Die von den einzelnen Studierenden 
erlangten Leistungspunkte sind in dem 
Nachweis nach § 32 Absatz 1 anzugeben. 
Sie sind getrennt von den Bewertungen 
auszuweisen.  
 

Abschnitt VIII  
Sonstige Regelungen  
 

§ 34  
Anrechnung von Leistungen  
(1) Im selben Studiengang an einer ande-
ren Fachhochschule erbrachte Prüfungs-
leistungen und nach Anforderung und Ver-
fahren einer Prüfungsleistung gleichwerti-
ge Studienleistungen sind auf nach der 
Fachprüfungsordnung für diesen Studien-
gang an der Fachhochschule Lübeck ge-
forderte entsprechende Prüfungsleistun-
gen anzurechnen. Zwischenprüfungen 
sind anzuerkennen, sofern dieselbe An-
zahl theoretischer Studiensemester 
zugrunde liegt; soweit die anzurechnende 
Zwischenprüfung Fachprüfungen nicht 
enthält, die für den Studiengang an der 
Fachhochschule Lübeck Gegenstand der 
Zwischenprüfung, nicht aber der Ab-
schlussprüfung sind, müssen diese bis zur 
Ausgabe der Abschlussarbeit nacher-
bracht werden.  
(2) In anderen Studiengängen erbrachte 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen 
sind auf nach der Fachprüfungsordnung 
für diesen Studiengang an der Fachhoch-
schule Lübeck geforderte entsprechende 
Prüfungsleistungen anzurechnen, sofern 
die Leistungen nach Anforderung und Ver-
fahren einer Prüfungsleistung nach der 
Fachprüfungsordnung für diesen Studien-
gang an der Fachhochschule Lübeck 
gleichwertig sind.  
(3) Bei gleichem Notensystem sind die 
Noten der angerechneten Prüfungsleis-
tungen und Studienleistungen zu über-
nehmen und gegebenenfalls in die Be-
rechnung einer einheitlichen Fachnote 
sowie in die Berechnung der Durch-
schnittsnote einzubeziehen.  
(4) Bei ungleichen Notensystemen sind 
die angerechneten Prüfungsleistungen 
und Studienleistungen allgemein mit be-
standen“ zu übernehmen. Das gilt auch, 
wenn die der Anrechnung zugrunde lie-
genden Prüfungsleistungen und Studien-
leistungen nicht benotet sind.  
(5) Im Zwischenprüfungszeugnis und im 
Abschlussprüfungszeugnis sind ange-
rechnete Prüfungsleistungen zu kenn-
zeichnen. (6) Würde eine erbrachte Prü-
fungsleistung zu einer Anrechnung führen, 
so sind, wenn die Prüfungsleistung noch 
nicht erbracht ist, die zur Erbringung be-
reits durchgeführten Versuche auf die Zahl 
der Wiederholungsmöglichkeiten anzu-
rechnen.  



(7) Die Anrechnung von Prüfungsleistun-
gen und Studienleistungen erfolgt von 
Amts wegen durch den für den Studien-
gang zuständigen Prüfungsausschuss 
nach Anhörung einer jeweils fachlich ge-
eigneten prüfungsberechtigten Person. 
Die für die Anrechnung erforderlichen 
Nachweise sind von den Studierenden 
vorzulegen.  
 

§ 35  
Einstufungsprüfung  
(1) Kenntnisse und Fähigkeiten, die für 
das erfolgreiche Studium erforderlich sind, 
aber in anderer Weise als durch ein Studi-
um erworben wurden, können von Stu-
dienbewerbenden mit einer vom Rektorat 
anerkannten Hochschulzugangsberechti-
gung in einer besonderen Hochschulprü-
fung nachgewiesen und nach dem Ergeb-
nis dieser Einstufungsprüfung vom Prü-
fungsausschuss zur Einstufung für die 
Zulassung zum Studium in einem be-
stimmten Fachsemester des entsprechen-
den Abschnitts des Studiengangs und als 
Ersatz für sonst zu erbringende bestimmte 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen 
anerkannt werden.  
(2) Die Zulassung zur Einstufungsprüfung 
erfolgt auf schriftlichen Antrag der Stu-
dienbewerbenden durch den für den Stu-
diengang der beantragten Zulassung zum 
Studium zuständigen Prüfungsausschuss. 
Mit dem Antrag sind für die Zulassung zur 
Einstufungsprüfung geeignete Nachweise 
vorzulegen.  
(3) In einem vorbereitenden Gespräch 
zwischen den jeweiligen Antragstellenden 
und einem Mitglied oder mehreren Mitglie-
dern des Prüfungsausschusses sind die 
Antragstellenden über den Aufbau des 
Studiums in dem betreffenden Studien-
gang und die möglichen und erforderlichen 
Prüfungsleistungen und Studienleistungen 
zu unterrichten. Die Antragstellenden kön-
nen Vorschläge für die festzusetzenden 
Prüfungsgebiete machen. Der Prüfungs-
ausschuss hat nach dem Gespräch die 
Prüfungsgebiete festzusetzen und die 
Prüflinge darüber sowie über den Ort und 
den Termin der Prüfung zu unterrichten.  
(4) Die Einstufungsprüfung kann in Form 
einer mündlichen Prüfung oder einer Prü-
fungsarbeit durchgeführt werden; der Prü-
fungsausschuss setzt die Form der Prü-

fung fest. Er kann fachlich geeignete prü-
fungsberechtigte Personen an der Prüfung 
beteiligen oder mit der Durchführung der 
Prüfung beauftragen. Im Übrigen gelten 
die Bestimmungen dieser Ordnung sinn-
gemäß.  
(5) Der Prüfungsausschuss entscheidet 
über die Einstufung in ein bestimmtes 
Fachsemester und damit den entspre-
chenden Abschnitt des Studiengangs so-
wie die Prüfungsleistungen und Studien-
leistungen, die durch die Einstufungsprü-
fung ersetzt werden.  
(6) Im Zwischenprüfungszeugnis und im 
Abschlussprüfungszeugnis sind durch 
Einstufung ersetzte Prüfungsleistungen 
ohne .Notenangabe aufzunehmen und zu 
kennzeichnen.  
 

§36  
Datenmäßige Verarbeitung  
Für die zentrale mit Hilfe automatischer 
Einrichtungen vorgesehene datenmäßige 
Verarbeitung der Meldungen zu den Prü-
fungen und der Bewertungen der Prü-
fungsleistungen ist vom Rektorat in der 
zentralen Verwaltung eine Stelle zu 
bestimmen. Sie hat die Aufgabe,  
1. die Meldungen für die Zulassung zu den 
Prüfungen (§ 16) zu verarbeiten,  
2. nach der automatischen Überprüfung 
der Voraussetzungen für die Zulassung 
zur Prüfung (§ 17) die Bekanntgaben über 
die Zulassung zu den Prüfungen (§ 18) zu 
erstellen,  
3. die Benachrichtigungen über die Bewer-
tung der Prüfungsleistungen (§ 32) zu ver-
arbeiten,  
4. nach der automatischen Verarbeitung 
die Zeugnisse und, nach Vereinbarung mit 
dem jeweiligen Prüfungsausschuss, die 
das Zeugnis ergänzenden oder an die 
Stelle eines Zeugnisses tretenden Be-
scheinigungen (§ 33) zu erstellen.  
Die Stelle bestimmt die Form für die Mel-
dung für die Zulassung zur Prüfung und 
für die Nachricht über die Bewertung der 
Prüfungsleistungen.  
 

§ 37  
Aufbewahrung der Prüfungsakten  

Die Prüfungsakten sind nach Ablauf des 
Jahrs der Entlassung des Prüflings aus 



dem Studium noch mindestens ein Jahr, 
aber längstens zwei Jahre aufzubewah-
ren; werden sie noch für ein Rechtsmittel-
verfahren benötigt, sind sie bis zum 
rechtskräftigen Abschluss dieses Verfah-
rens aufzubewahren. Die Abschlussarbeit 
kann - auch teilweise - nach einer Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses län-
ger aufbewahrt oder auf Antrag des Prüf-
lings an ihn zurückgegeben werden. Eine 
Ausfertigung des Zeugnisses Ober die 
bestandene Abschlussprüfung ist 40 Jahre 
aufzubewahren.  

§ 38  
Einsicht in die Prüfungsakten  
Innerhalb eines Jahrs nach Abschluss des 
Prüfungsverfahrens ist auf Antrag des 
Prüflings ihm, in angemessener Frist Ein-
sicht in seine schriftlichen Prüfungsarbei-
ten, die darauf bezogenen Gutachten und 
in die Prüfungsniederschriften zu gewäh-
ren.  

§ 39  
Verwaltungsinternes Kontrollverfahren 
Richtet sich ein Widerspruch gegen eine 
Bewertung einer Prüfungsleistung, so ha-
ben die Prüfenden, die die Prüfungsleis-
tung bewertet haben, die Rechtmäßigkeit 
und Richtigkeit ihrer Bewertung nachzu-
prüfen. Der Prüfungsausschuss hat das 
Ergebnis dieser Nachprüfung bei seiner 
Entscheidung für den Erlass des Abhilfe- 
oder Widerspruchsbescheids zu berück-
sichtigen.  

Abschnitt IX  
Abschlussregelungen  

§ 40  
In-Kraft-Treten, Übergangsregelungen  

 
(1) Diese Satzung tritt mit dem Tag nach 
der Bekanntmachung in Kraft. Für beim In-
Kraft-Treten dieser Satzung bestehende 
Diplom-Studiengänge tritt diese Satzung 
nur in Kraft, wenn der Fachbereichskon-
vent die allgemeinen Prüfungsverfahrens-
regelungen der bisherigen Prüfungsord-
nung aufhebt. Für beim In-Kraft-Treten 
dieser Satzung bestehende Bachelor- und 
Master-Studiengänge tritt diese Satzung in 
Kraft, sobald nach dem Auslaufen einer 

Akkreditierung eine neue Akkreditierung 
wirksam wird; Bestandteil des neuen Akk-
reditierungsantrags muss die Prüfungsver-
fahrensordnung sein.  
(2) Stehen die nach § 28 Absatz 9 erfor-
derlichen Daten noch nicht zur Verfügung, 
-ist die relative Gesamtnote nur auf Antrag 
und erst zu bilden, sobald unter Heranzie-
hung von später bestandenen Abschluss-
prüfungen für einen Zeitraum von drei Jah-
ren die erforderlichen Daten vorhanden 
sind.  
 

Die Genehmigung des Rektorats der 
Fachhochschule Lübeck wurde am 14. 
Juni 2006 erteilt.  
 

Lübeck, 15. Juni 2006  
Fachhochschule Lübeck  
Rektorat  
Prof. Dr. Bartels  
Rektor  


